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VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 
WP Wahlperiode 
WRV Verfassung des Deutschen Reiches (Weimarer Reichsverfassung) 

vom 11. Aug. 1919 
z.B. zum Beispiel 
ZfP Zeitschrift  für Politik 
ZG Zeitschrift  für Gesetzgebung 
zit. zitiert 
ZParl Zeitschrift  für Parlamentsfragen 



Einleitung 

Im deutschen Parlamentsrecht sind die Rechte und das Verfahren  von parlamen-
tarischen Untersuchungsausschüssen stets Gegenstand der politischen und der wis-
senschaftlichen Auseinandersetzung gewesen. Unbestritten ist seit der Konstituie-
rung des parlamentarischen Untersuchungsrechts in der Weimarer Reichsverfas-
sung, daß die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses als Konkretisierung des 
Enqueterechts eines der vornehmsten Rechte des Parlaments und gleichzeitig 
Kampfplatz für die widerstreitenden Kräfte des politischen Lebens ist. So haben die 
Mütter und Väter des Grundgesetzes dieses Recht aus der Weimarer Verfassung für 
den Deutschen Bundestag übernommen. 

Von einer abschließenden, alle verfassungs- und verfahrensrechtlichen  Span-
nungsfelder angemessen behandelnden Lösung aber war das Recht der Untersu-
chungsausschüsse des Deutschen Bundestages bis in die Gegenwart weit entfernt. 
Art. 44 des Grundgesetzes - die Grundlage für die Tätigkeit der Untersuchungsaus-
schüsse des Deutschen Bundestages - ist in der Staatsrechtslehre und auch von den 
Parlamentariern selbst von Anfang an wegen seiner Unvollständigkeit kritisiert wor-
den. Die vom Bundestag seither eingesetzten dreiunddreißig Untersuchungsaus-
schüsse hatten nicht nur mit den Fallen und Unwägbarkeiten der zu untersuchenden 
Sachverhalte an sich, sondern immer wieder mit rechtlichen Problemen zu kämpfen. 

Drei Problembereiche haben sich dabei herauskristallisiert: der Schutz der Rechte 
der parlamentarischen Minderheit bei Einsetzung des Untersuchungsausschusses 
(„Einsetzungsminderheit"), die Rechte der Minderheit im Untersuchungsausschuß 
zur Durchsetzung von Beweisanträgen und der Rechtsschutz Dritter/Privater  gegen 
Maßnahmen des Untersuchungsausschusses. Es war deshalb auch immer deutlicher 
geworden, daß sich eine Reform des Rechts der Untersuchungsausschüsse auch mit 
einer Reform des Rechtsschutzsystems sowohl vor dem Bundesverfassungsgericht 
als auch vor den Fachgerichten werde befassen müssen und sich nicht allein mit ei-
ner Neuordnung des Untersuchungsverfahrens  werde begnügen können. Denn diese 
beiden Problemkreise können nicht von einander getrennt betrachtet werden. Ohne 
adäquate Rechtsschutzformen bleibt das Untersuchungsverfahren  in der Beliebig-
keit einer sich von Fall zu Fall wandelnden Praxis gefangen. Umgekehrt kann auch 
das weiseste Gericht den Parteien oder Beteiligten nur diejenigen Rechte zuspre-
chen, deren Inhaber sie bereits nach materiellem Verfahrensrecht  sind. 

Im Jahre 2001 schien dann im Deutschen Bundestag endlich der gesetzgeberische 
Durchbruch geschafft.  Oppositionsfraktionen und Regierungsmehrheit einigten 
sich ohne Gegenstimme auf ein Gesetz zur Regelung des Rechts der Untersuchungs-
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ausschüsse des Deutschen Bundestages (Untersuchungsausschußgesetz - PUAG -). 
Eine Änderung des Art. 44 GG ist mit der Verabschiedung des PUAG indes nicht 
verbunden gewesen. Nicht lange darauf (April 2002) äußerte sich das Bundesver-
fassungsgericht in einem Urteil zum Parteispenden-Ausschuß des Bundestags (er-
ster Untersuchungsausschuß der 14. Wahlperiode), der noch nach „altem" Recht ar-
beitete, zu der wichtigen Frage des Beweisantragsrechts als Minderheitsrecht. Diese 
zeitliche Entwicklung führt  zu der interessanten Situation, daß das PUAG nicht 
mehr ohne weiteres als gesetzgeberische Umsetzung der verfassungsrechtlichen 
Vorgaben durch das Bundesverfassungsgericht  zur bisherigen Rechtslage gelten 
kann. All dies war bei der vorliegenden Arbeit zu berücksichtigen. 

Der erste Teil der Arbeit (Erster Hauptteil, I.) widmet sich der Darstellung des 
Rechts der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse nach bisheriger und neuer 
Rechtslage, unter der besonderen Berücksichtigung der Rechtsschutzfragen. Für die 
bisherige Rechtslage orientiert sich die Darstellung an der jüngeren Praxis der Un-
tersuchungsausschüsse im Bundestag und der Rechtsprechung der Verfassungsge-
richte und Fachgerichte. 

Am Ende der Untersuchungen des zweiten Hauptteils sollen eine Einschätzung 
des PUAG hinsichtlich des Rechtsschutzes unternommen und die Frage beantwortet 
werden, ob die Reform als Erfolg gewertet werden kann. 

Der dritte Hauptteil beschäftigt sich mit der Rechtslage in Thüringen als Alterna-
tivmodell einer Reform. Hätte man die lange bekannten Probleme womöglich auch 
anders, gar besser lösen können? Gerade im Staatsorganisationsrecht ist die Verfas-
sungsentwicklung in Deutschland keine einspurige Straße. Die Bundesländer gehen 
hier oft eigene Wege bzw. sogar der verfassungsrechtlichen  Entwicklung voran. 

Die neuen Bundesländer - aber nicht nur sie - haben die Chance des Neubeginns 
anfangs der neunziger Jahre genutzt und versucht, die Forderungen aus Rechtspre-
chung und Lehre an das Verfahren  der Untersuchungsausschüsse in besseres Recht 
umzusetzen. 

Als besonders reformfreudig  hervorgetan hat sich in dieser Hinsicht das Land 
Thüringen. Die ausführliche Regelung des Untersuchungsverfahrens  durch die Ver-
fassung und ein Untersuchungsausschußgesetz werden von verfassungsrechtlich 
oder einfachgesetzlich eingeführten Verfahren  vor dem Verfassungsgerichtshof 
flankiert.  Das Thüringische Modell ragt dabei als sehr eigenständig heraus. 

Das Recht der parlamentarischen Untersuchung in Thüringen soll daher als eine 
Art Gegenmodell Gegenstand des letzten Abschnitts der Untersuchung sein. 

Die Arbeit schließt mit einer kurzen vergleichenden Betrachtung. 



Α. Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages 
als Vorbild und Problemfall 

I. Verfassungsrechtliche  Verortung 
des Untersuchungsausschusses 

1. Grundlagen 

Das Recht des Parlaments, Mißstände aufzudecken, ist vielleicht das Recht, das 
dem landläufigen Verständnis des Parlaments als „Volksvertretung" gegenüber ei-
nem mächtigen Staatsapparat am nächsten kommt, selbst wenn auch hier parteipo-
litische Taktik eine nicht unbeträchtliche Rolle spielt. 

Welche Aufgaben hat das parlamentarische Untersuchungsverfahren  im Parla-
ment und unter welchen rechtlichen Bedingungen läuft es ab? Diesen Fragen soll in 
diesem Abschnitt nachgegangen werden, um auf der Grundlage dieser Darstellung 
die auftretenden Probleme bei möglichen gerichtlichen Auseinandersetzungen dis-
kutieren zu können. 

a) Historische  Bezüge und Traditionen 

Mögen sich für die Untersuchung von Sachverhalten und die Ermittlung von Tat-
sachen durch eigens dafür eingerichtete Kommissionen und Expertengruppen auch 
schon im Altertum Belege finden1, so ist die Entwicklung des Instituts des Untersu-
chungsausschusses in Europa eng mit der Ausformung des parlamentarischen Sy-
stems im neunzehnten Jahrhundert verknüpft.2 Am Anfang des neunzehnten Jahr-
hunderts finden sich in den frühkonstitutionellen Verfassungen nach der Neuordnung 
der deutschen Territorien infolge des Wiener Kongresses (1815) durch die Deutsche 
Bundesakte einige wenige Bestimmungen in den Verfassungen der einzelnen deut-
schen Länder, die als Vorläufer  der parlamentarischen Enquete gelten können3. Keine 

1 C. Sallustius  Crispus,  Coniuratio Catilinae. Dt. Übersetzung: Die Verschwörung des Ca-
tilina, Lateinisch und deutsch. Übersetzt, erläutert und mit einem Essay „Zum Verständnis des 
Werkes" sowie einer Bibliographie versehen von Josef Lindauer, Hamburg 1971. 

2 Siehe zum Übergang vom monarchischen Prinzip zum parlamentarisch-demokratischen 
Prinzip im 19. Jahrhundert, Böckenförde,  Der Verfassungstyp der deutschen konstitutionellen 
Monarchie im 19. Jahrhundert, in: ders. (Hrsg.), Moderne Deutsche Verfassungsgeschichte, 
(1815-1918), 2. Aufl. Königstein/Taunus 1981, S. 146-170. 

3 Sachsen-Hildburghausen, Manifest und Urkunde vom 19. März 1818, Herzoglich Sach-
sen-Hildburghäusisches Regierungs- und Intelligenzblatt vom 18. April 1818 Nr. 16, Beilage, § 3 


